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(No- 47649. Allerhöͤchſte Kabinetsorder vom 25ſten September 1836., das Verfahren betref⸗ 
fend, welches zur Befoͤrderung des Abſchluſſes der Vergleiche uͤber die, den 
betreffenden Muͤhlenbeſitzern in Preußen für die Aufhebung des Mahlzwan⸗ 
ges im Wege der Gnade zu gewaͤhrenden Entſchaͤdigungsgelder ꝛc. zu be⸗ 
obachten iſt. 


Fu Beförderung des Abſchluſſes Der Vergleiche über die Entſchaͤdigungsgel⸗ 
der, die Ich den durch das Geſetz vom 29ften März 1808. betroffenen Muͤhlen⸗ 
beſitzern in Preußen fuͤr die Aufhebung des Mahlzwanges durch Meine Order 
vom Aten Auguſt 1834. im Wege der Gnade zugeſichert habe, ſetze Ich, auf 
Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 28ſten Auguſt d. J. nach Ihren Antraͤ⸗ 
gen hierdurch feſt: 


1) Bei den Vergleichsunterhandlungen uͤber dieſe Entſchaͤdigungsgelder, ſo 
wie bei Auszahlung der verglichenen Summe iſt in Beziehung auf die 
Legitimation des Eigenthuͤmers 


a) darauf zu halten, daß vor Allem der Empfänger der Entſchaͤdigung 
ſich als der im Hypothekenbuche eingetragene Eigenthuͤmer, Erb⸗ 
paͤchter, Erbzinsmann 2c. ausweiſe. Sollte das Hypotheken⸗Folium 
noch nicht regulirt, oder die Uebertragung des Beſitztitels auf den 
jetzigen Naturalbeſitzer noch nicht erfolgt ſeyn, ſo iſt dies vor Allem 
nachzuholen und die betreffende Hypothekenbehoͤrde durch den Ober⸗ 
Präſidenten hierzu aufzufordern; 5 


b) find mit dem Eigenthum oder dem anderweitigen Beſitztitel einer 
zwangsberechtigten Muͤhle nach Publikation des Edikts vom 29 ſten 

März 1808. Veraͤnderungen vorgegangen, ſo muͤſſen die Erwerbungs⸗ 
Dokumente der letzteingetragenen Beſſtzer erfordert werden. Ergiebt 

fi) aus denſelben, daß der neue Beſißer das Recht mit erworben 

hat, durch die Mahlpfiichtigen entſchaͤdigt zu werden, ſo bedarf es 

einer Zuziehung der Vorbeſitzer nicht weiter. Im entgegengeſetzten 

Falle muͤſſen alle Vorbeſitzer ſeit der Publikation des Edikts vom 

20ſten März 1808. zugezogen werden. Im Fall eine Vereinigung 
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(Ausgegeben zu Berlin den 27ſten Dezember 1836.) 


unter denfelben darüber: wem die Entſchaͤdigung gebuͤhre, 
nicht ſtattfindet, fo find fie wenigſtens Darüber zu vereinigen, daß un⸗ 
ter Vorbehalt der Feſtſtellung ihrer Anſpruͤche im Wege Rechtens 
der Vergleich mit ihnen ſaͤmmtlich abgeſchloſſen werde, fie auch 
ſaͤmmtlich auf alle weitere Anſpruche Verzicht leiſten. Die Entſchaͤ⸗ 
digung iſt alsdann zum Depoſitum des kompetenten Gerichts zu 
zahlen, und demſelben die Einleitung des Rechtsſtreits unter den 
Praͤtendenten zu uͤberlaſſen. E 


2) Es bedarf der Zuziehung von Wiederkaufs⸗Berechtigten nicht. 


3) Wenn die Entſchaͤdigung einem Lehn⸗ oder Fideikommißgute zufallt, fol, 
bei Lehnen nach der Analogie des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts Zuſatz 37. 
$. 10. und bei Fideikommiſſen nach K. 117-119. Tit. 4. Theil II. L. R. 
nur die Zuziehung der beiden naͤchſten Agnaten oder Anwarter erforder⸗ 
lich ſeyn. In Nuͤckſicht auf die Verfügung über die vom Staat zu lei⸗ 
ſtende Entſchaͤdigung tritt $. 8. der Verordnung vom 15ten September 
1818. in Anwendung. 


4) Ruͤckſichtlich der Hypothekenglaͤubiger und anderer Realberechtigten, welche 

mit Renten, Abgaben oder andern fortlaufenden Leiſtungen im Hypothe⸗ 
kenbuche eingetragen find, ſoll nach den Vorſchriften des Landrechts 
§§. 460 465. Tit. 20. Theil I. und des Geſetzes vom 29 ſten Juni 1835. 
K. 8. und 10. verfahren werden. ac 


Ich beauftrage Sie, dieſen Erlaß durch die Geſetzſammlung zu publiziren. 
Berlin, den 25ſten September 1836. : 


Friedrich Wilhelm. 


An die Miniſter des Innern, den Juſtizminiſter Muͤhler und den 
Wirklichen Geheimen Rath Grafen v. Alvensleben. 
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Jo. 1765.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 18ten Dezember 1836., die vermehrte Aufficht 
der Vormuͤnder in der Rheinprovinz bei den Gelderhebungen betreffend. 


Auf Ihren Bericht vom 23ſten v. Mts. ſetze Ich für diejenigen Theile der 
Rheinprovinz, in welchen die Franzoͤſiſche Gerichtsverfaſſung noch Anwendung 
findet, zum Schutze des Vermoͤgens der Pflegebefohlnen feſt, daß Aktivkapitalien 
der Pflegebefohlnen, wohin auch der Betrag aus abgelöften Renten zu zählen iſt, 
Kaufgelder aus Veraͤußerungen von Immobilien und Partikular⸗Vermaͤchtniſſe, 
mit rechtlicher Wirkung nur unter Zuziehung und in Gegenwart des Nebenvor⸗ 
- munbes an den Vormund ausgezahlt, fo wie von dem Vormunde auch nur mit 
Zuziehung des Nebenvormundes Hypothekenloͤſchungen bewilligt werden koͤnnen. 
Ferner beſtimme Ich, daß alle auf jeden Inhaber lautende Papiere der Pflege⸗ 
befohlnen durch das die Vormundſchaft leitende Friedensgericht außer Kours ge⸗ 
fetzt, und demſelben zu dieſem Zwecke durch den Notar, der das Inventarium 
über das Vermögen der Pflegebefohlnen aufnimmt, ungeſaͤumt vorgelegt werden 
ſollen. Wenn ſie demnaͤchſt auf Anſuchen des Vormundes wieder in Kours zu 
fegen find, darf es nur in Gegenwart oder mit Vorwiſſen des Nebenvormun⸗ 
des, wovon das Friedensgericht ſich glaubwuͤrdig zu verſichern hat, geſchehen. 
Auf die Vormundſchaft des Vaters oder der Mutter finden die Beſtimmungen 
keine Anwendung. Ich beauftrage Sie, Meinen Erlaß durch die Geſetzſamm⸗ 
lung bekannt zu machen. 


Berlin, den 18ten Dezember 1836. 
Friedrich Wilhelm. 


An den Staats⸗ und Juſtizminiſter v. Ramps. 
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